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B e s c h l u s s e m p f e h l u n g e n  

zu den im Rahmen der frühzeitigen Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB zu dem 
Bebauungsplan Nr. 98 und der 48. Flächennutzungsplanänderung der Stadt Heiligenha-
fen eingegangenen Stellungnahmen: 

 

I. TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE 

1 Ministerium für Inneres, ländliche Räume, Integration und Gleichstel-

lung des Landes Schleswig-Holstein – vom 07.12.2021 
IV 6211 - 70117/2021 

1.1 Die Stadt Heiligenhafen beabsichtigt, in dem ca. 5,0 ha großen Gebiet „am südlichen 
Ortsrand von Heiligenhafen, nördlich der A1, südlich des Höhenweges und westlich 
des Neuratjensdorfer Weges“ eine Wohnbaufläche und Flächen für den Gemeinbedarf 
mit den Zweckbestimmungen „Bauhof“, „Feuerwehr“, „Kindergarten“ und „Mehrzweck-
halle“ auszuweisen. Ziel der Planung ist die Schaffung der planungsrechtlichen Vo-
raussetzungen für den Neubau eines Kindergartens, einer Mehrzweckhalle, eines Feu-
erwehrgerätehauses, eines Bauhofes sowie eines allgemeinen Wohngebietes zu 
schaffen. Im wirksamen Flächennutzungsplan werden die Flächen bislang als Grünflä-
che mit der Zweckbestimmung „Abschirmungsgrün“ dargestellt.  

Aus Sicht der Landesplanung nehme ich zu der o. g. Bauleitplanung wie folgt Stellung:  

Die Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung ergeben sich aus 
dem am 04.10.2010 in Kraft getretenen Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein 
2010 vom 13. Juli 2010 (LEP 2010, Amtsblatt Schl.-H. S. 719), dem Entwurf der Fort-
schreibung des Landesentwicklungsplans Schleswig-Holstein 2010 (Bekanntmachung 
des Ministeriums für Inneres, ländliche Räume, Integration und Gleichstellung des Lan-
des Schleswig-Holstein vom 17. November 2020 - Amtsbl. Schl.-H. 1621) und dem 
Regionalplan 2004 für den Planungsraum II (alt). Die Stadt Heiligenhaften gehört als 
Unterzentrum zu den zu den Schwerpunkten der Siedlungsentwicklung. Nach Ziffer 3.1 
Abs. 1 LEP-Fortschreibung 2020 sind Zentrale Orte Schwerpunkte für überörtliche Inf-
rastruktur- und Versorgungseinrichtungen sowie für wohnbauliche und gewerbliche 
Entwicklung und sind als solche zu sichern und zu stärken. Nach Ziffer 3.9 Abs. 4 LEP-
Fortschreibung 2020 hat die Innenentwicklung Vorrang vor der Außenentwicklung.  

Der Plangeltungsbereich befindet sich außerhalb des baulich zusammenhängenden 
Siedlungsgebietes des Unterzentrums. Das baulich zusammenhängende Siedlungs-
gebiet bestimmt die räumliche Abgrenzung des Siedlungs- und Versorgungskerns, in-
nerhalb derer sich die Siedlungsentwicklung vorrangig bewegen soll (vgl. Ziffer 6.1 Abs. 
4 Regionalplan II). In den Planunterlagen wird ausgeführt, dass anstelle dieser Fläche 
keine Alternativflächen aufgrund eines städtebaulichen Wettbewerbes in Betracht kom-
men. Aus Sicht der Landesplanung sind jedoch, im Hinblick auf den Vorrang der Innen- 
vor Außenentwicklung und dem Aspekt der Reduzierung der Flächenneuinanspruch-
nahme (vgl. 3.9 Abs. 3 LEP-Fortschreibung 2020), Aussagen zu Alternativflächen für 
die jeweiligen Nutzungen erforderlich.  

Auch der Kreis Ostholstein weist in der Stellungnahme vom 09.11.2021 darauf hin, 
dass eine Alternativenprüfung für die jeweiligen Nutzungen aufzustellen ist. 

Aus Sicht der Landesplanung wird eine abschließende Stellungnahme zurückgestellt.  

Diese Stellungnahme bezieht sich nur auf die Erfordernisse der Raumordnung und 
greift damit einer planungsrechtlichen Prüfung des Bauleitplanes nicht vor. Eine Aus-
sage über die Förderungswürdigkeit einzelner Maßnahmen ist mit dieser landesplane-
rischen Stellungnahme nicht verbunden.  
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Beschlussempfehlung:  

Die Stellungnahme wird berücksichtigt.  

Es wird auf die grundlegend überarbeitete Planung verwiesen. Die Stadt Heiligenhafen 
hat sich entschieden im ersten Schritt nur die Feuerwehr an diesem Standort bauleit-
planerisch vorzubereiten. Der Feuerwehr wird der Vorrang eingeräumt und das Pla-
nungsziel des Bebauungsplanes Nr. 98 ist die Ansiedlung eines neuen Feuerwehrstan-
dortes. Für die übrigen geplanten Nutzungen wird zu einem späteren Zeitpunkt ein ge-
sonderter Bebauungsplan aufgestellt. 

Zur 48. Flächennutzungsplanänderung wurde eine „Alternativenprüfung zur Ansied-
lung einer Feuerwehr“ erstellt.  

 

1.2 Aus Sicht des Referates für Städtebau und Ortsplanung, Städtebaurecht, werden 
ergänzend folgende Hinweise gegeben:  

1.2.1 Im Hinblick auf den im § 1 Abs. 5 BauGB betonten Vorrang der Innenentwicklung ist 
die Gemeinde gefordert, gem. § 1a Abs. 2 BauGB Ermittlungen zu den Möglichkeiten 
der Innenentwicklung vorzunehmen und Ihrer Abwägungsentscheidung zugrunde zu 
legen. Die Begründung zum Bauleitplan ist daher regelmäßig um entsprechende Aus-
führungen zu ergänzen.  

Beschlussempfehlung:  

Die Stellungnahme wird berücksichtigt.  

Es wird auf die grundlegend überarbeitete Planung verwiesen. Die Stadt Heiligenhafen 
hat sich entschieden im ersten Schritt nur die Feuerwehr an diesem Standort bauleit-
planerisch vorzubereiten. Der Feuerwehr wird der Vorrang eingeräumt und das Pla-
nungsziel des Bebauungsplanes Nr. 98 ist die Ansiedlung eines neuen Feuerwehrstan-
dortes. Für die übrigen geplanten Nutzungen wird zu einem späteren Zeitpunkt ein ge-
sonderter Bebauungsplan aufgestellt. 

Zur 48. Flächennutzungsplanänderung wurde eine „Alternativenprüfung zur Ansied-
lung einer Feuerwehr“ erstellt.  

 

1.2.2 Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sind nach § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB die allgemei-
nen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse zu berücksichtigen. 
Aus diesem Grund hat in der Begründung eine Auseinandersetzung mit den zu erwar-
tenden Lärmimmissionen und dem Schutz der angrenzenden Bebauung zu erfolgen.  

Beschlussempfehlung:  

Die Stellungnahme wird berücksichtigt, indem entsprechende Schalltechnische Unter-
suchungen angefertigt wurden. Die darin empfohlenen Maßnahmen und Erkenntnisse 
werden im Rahmen der Bauleitplanung berücksichtigt. 
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2 Kreis Ostholstein – vom 09.11.2021 
05400-21-21 / 6.61.1-TÖB 

Zu den Planungen wurden nachstehende Fachbehörden des Kreises beteiligt: 

• Bauleitplanung 

• Boden,- Grundwasser- und Gewässerschutz 

• Abfall 

• Naturschutz 

• Bauordnung einschließlich Brandschutz 

Nachfolgend aufgeführte Fachdienste bitten um Berücksichtigung ihrer Belange: 

2.1 Bauleitplanung 

2.1.1 Ortsplanung und Planungsrecht  

Die Alternativenprüfung ist hinsichtlich der Nutzungen zu führen. Es wird die besondere 
Eignung städtebaulich zu begründen sein, weshalb die Gemeinde das Konzept in dem 
vorgesehenen Plangeltungsbereich verwirklichen möchte. Insbesondere der Standort 
der Feuerwehr ist zu begründen. 

Beschlussempfehlung:  

Die Stellungnahme wird berücksichtigt.  

Es wird auf die grundlegend überarbeitete Planung verwiesen. Die Stadt Heiligenhafen 
hat sich entschieden im ersten Schritt nur die Feuerwehr an diesem Standort bauleit-
planerisch vorzubereiten. Der Feuerwehr wird der Vorrang eingeräumt und das Pla-
nungsziel des Bebauungsplanes Nr. 98 ist die Ansiedlung eines neuen Feuerwehrstan-
dortes. Für die übrigen geplanten Nutzungen wird zu einem späteren Zeitpunkt ein ge-
sonderter Bebauungsplan aufgestellt. 

Zur 48. Flächennutzungsplanänderung wurde eine „Alternativenprüfung zur Ansied-
lung einer Feuerwehr“ erstellt.  

 

2.1.2 Darüber hinaus ist im weiteren Verfahren die Unschädlichkeit, der aus der Planung 
resultierenden Immissionen im Plangeltungsbereich selber und am Bestand nördlich 
des Plangeltungsbereichs nachzuweisen. 

Beschlussempfehlung:  

Die Stellungnahme wird berücksichtigt, indem entsprechende Schalltechnische Unter-
suchungen angefertigt wurden. Die darin empfohlenen Maßnahmen und Erkenntnisse 
werden im Rahmen der Bauleitplanung berücksichtigt. 

 

2.2 Gewässerschutz  

2.2.1 Um das Vorhaben im Bereich der Gemeinde Heiligenhafen, das Areal am Höhenweg 
planungsrechtlich zu ermöglichen, sind aus wasserrechtlicher Sicht nachstehende Hin-
weise zu beachten. In der Begründung sind im derzeitigen Verfahrensstand keine 
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Angaben zur Entsorgung von Niederschlagswasser und Schmutzwasser enthalten, 
eine Inaussichtstellung der Erschließung kann somit gegenwärtig nicht erteilt werden.  

Beschlussempfehlung:  

Die Stellungnahmen wurde beachtet und es wurde ein Entwässerungskonzept durch 
ein Ingenieurbüro erstellt. Zwischenzeitlich wurde mit einer E-Mail vom 31.08.2023 die 
wasserrechtliche Genehmigung seitens der Wasserbehörde des Kreises Ostholstein in 
Aussicht gestellt. 

 

2.2.2 Niederschlagswasser  

Am 10.10.2019 ist der Erlass „Wasserrechtliche Anforderungen zum Umgang mit Re-
genwasser in Schleswig-Holstein Teil 1: Mengenbewirtschaftung A-RW 1“ in Kraft ge-
treten. Gemäß diesem Erlass ist ein Nachweis der schadlosen Regenwasserbeseiti-
gung zu erbringen. Dieser ist derzeit nicht Bestandteil der vorgelegten Unterlagen. Je 
nach zu ermittelndem Fall werden entsprechend weitere Nachweise benötigt.  

Es werden hierbei drei Fälle unterschieden:  

Fall 1) weitgehend natürlicher Wasserhaushalt: Keine Nachweise erforderlich.  

Fall 2) deutlich geschädigter Wasserhaushalt: Nachweise zur Einhaltung des bord-
vollen Abflusses, zur Vermeidung von Erosion bzw. zur Vermeidung von Grundwas-
seraufhöhung sind zu erbringen.  

Fall 3) Extrem geschädigter Wasserhaushalt: Zusätzlich zu den unter Fall 2) aufge-
führten Nachweisen ist ein regionaler Nachweis zu führen, der weitere Niederschlags-
wassereinleitungen berücksichtigt.  

Die Erschließung kann seitens der Unteren Wasserbehörde des Kreises Ostholstein 
(hier: Fachdienst 6.20 Natur und Umwelt) nur als gesichert gelten, wenn eine wasser-
rechtliche Erlaubnis für die geplante Regenwasserentwässerung in Aussicht gestellt 
werden kann. Ich empfehle an dieser Stelle eine Gestaltung zu konzipieren die in Fall 
1 zu verordnen ist. Dies ist nicht nur im Sinne eines modernen und nachhaltigen Re-
genwassermanagements, es verringert auch die ab- bzw. einzuleitende Regenwasser-
menge (was sich wiederrum auf die erforderliche Bemessung der Behandlungsanlagen 
auswirkt). Hierfür bieten sich Maßnahmen an, die dazu beitragen, anfallendes Nieder-
schlagswasser vor Ort zu versickern bzw. zu verdunsten wie etwa Mulden-/Rigolen-
systeme, Flächenversickerung, Dachbegrünung, Rasengittersteine, Fassadenbegrü-
nung, Baumpflanzungen oder klassische Rückhaltemaßnahmen. Die örtliche Versicke-
rungsfähigkeit des Bodens kann im Rahmen der baugrundgutachterlichen Untersu-
chungen erfasst werden.  

Die Festlegung der Entwässerung sollte grundsätzlich bereits in der Phase der B- bzw. 
F-Planung erfolgen.  

Durch die zunehmende Versiegelung ist die hydraulische Leistungsfähigkeit der Vor-
fluter oftmals ausgelastet. Dies macht in zunehmenden Maß die Versickerung am An-
fallort und die Rückhaltung von Niederschlagswasser notwendig. Hierfür sind im Vor-
feld die notwendigen Flächen vorzusehen und im Rahmen der B- und F-Planung aus-
zuweisen.  

Durch die Nutzung etwaiger Stellplatzflächen (Reifenabrieb, Rußpartikel, Streusalze, 
Schwermetalle) u. möglicherweise der Dachflächen (bei Kupfer- oder Zinkdächern) ist 
eine Behandlungsbedürftigkeit des anfallenden Regenwassers zu prüfen (vgl. DWA-A 
102 u. 153). Für die Bemessung von Rückhalteräumen bzw. Versickerungsanlagen 
sind die DWA-Arbeitsblätter 117 bzw. 138 maßgeblich. 
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Ich weise darauf hin, dass Rückhaltebecken Abwasseranlagen nach § 52 LWG sind, 
die der Genehmigung nach § 52 LWG durch die Wasserbehörde bedarf. Die Regen-
wasserkanalisation bedarf keiner Genehmigung. 

Sofern ein Anschluss an eine Regenwasserkanalisation der Gemeinde vorgesehen 
wird, hat die Gemeinde eine wasserrechtliche Erlaubnis nach §§ 2-7 WHG bei der 
Wasserbehörde zu beantragen. Für eine bestehende Erlaubnis ist die Änderung zu 
beantragen, wenn durch vermehrte Versiegelung von Flächen größere Abwassermen-
gen über die Kanalisation in ein Gewässer eingeleitet werden. 

Beschlussempfehlung:  

Die Stellungnahme wird berücksichtigt.  

Es liegt ein Bodengutachten vor, dass im Ergebnis nachweist, dass der Boden im Plan-
gebiet überwiegend nicht versickerungsfähig ist. 

Die Ableitung des Niederschlagswassers kann über das vorhandene Trennsystem der 
Stadt erfolgen. Eine ggfs. ergänzend notwendige Rückhaltung kann durch Rück-
stausysteme unter der Geländeoberfläche gewährleistet werden. 

Zudem wird eine Festsetzung getroffen, die die Begrünung der Dächer vorsieht.  

Es wurde ein Entwässerungskonzept für das Niederschlagswasser erstellt, auf dessen 
Grundlage die erforderlichen wasserrechtlichen Genehmigungen beantragt werden so-
wie die Berechnungen nach A-RW 1 erfolgen. Mit einer E-Mail vom 31.08.2023 wurde 
die wasserrechtliche Genehmigung seitens der Wasserbehörde des Kreises Osthol-
stein bereits in Aussicht gestellt. 

 

2.2.3 Schmutzwasser 

Ich schlage im Hinblick auf eine zentrale Schmutzwasserentsorgung vor, die Schmutz-
wasseranschlüsse an das vorhandene Kanalnetz vorzunehmen. 

Die Erschließung kann seitens der Unteren Wasserbehörde des Kreises Ostholstein 
(hier: Fachdienst 6.20 Natur und Umwelt) nur als gesichert gelten, wenn weitere An-
schlüsse zur Schmutzwasserbeseitigung an die Kläranlage im Rahmen ihrer zulässi-
gen Auslastung vorgenommen werden. Hierzu sind die freien Kapazitäten der Kläran-
lage zu überprüfen und den geplanten zusätzlichen Anschlüssen gegenüberzustellen. 
Bei Einhaltung der Kapazitäten ist ggf. bei der Wasserbehörde eine Änderung der be-
stehenden Einleiterlaubnis zu beantragen. Bei Überschreitung der Auslastung ist bei 
der Wasserbehörde darzulegen, auf welche Weise die gesicherte Erschließung herge-
stellt werden soll. Im Anschluss ist vom Kläranlagenbetreiber eine Änderung der be-
stehenden Genehmigung und Erlaubnis zu beantragen. 

Beschlussempfehlung:  

Die Stellungnahme wird berücksichtigt.  

Die Ableitung des Schmutzwassers kann über das vorhandene Trennsystem erfolgen. 
Die Kapazitäten der Kläranlage werden weiterhin überprüft und ggf. entsprechende 
Genehmigung eingeholt. 
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2.3 Abfall 

Gegen das o.g. Vorhaben bestehen aus abfallrechtlicher Sicht keine Bedenken. 

Ich bitte folgende Auflage aufzunehmen: Grundlage für Auffüllungen und Verfüllungen 
bildet der „Verfüllerlass“ des Ministeriums für Umwelt, Naturschutz und Landwirtschaft 
des Landes Schleswig-Holstein (Az. V 505-5803.51-09 vom 14.10.2003) in Verbindung 
der Bundesbodenschutz- und Altlastenverordnung und die Mitteilung der Länderar-
beitsgemeinschaft Abfall (LAGA) Nr. 20 „Anforderungen an die stoffliche Verwertung 
von mineralischen Reststoffen/Abfällen - Technische Regeln –„ (Stand 2003). 

Sofern für die Baustraßen und -wege Recycling- Material verwendet wird, ist aus-
schließlich solches zu verwenden, dass der Einbauklasse Z1.1 (LAGA M20) entspricht. 

Zudem ist die Verwendung von Asphaltrecycling im offenen Einbau zu vermeiden. 

Beschlussempfehlung:  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und berücksichtigt. Die Begründung 
wird ergänzt.  

 

2.4 Naturschutz 

2.4.1 Artenschutz: 

Im weiteren Verfahren sind die Auswirkungen der Planung auf die in Anhang IV der 
Richtlinie 92/43/EWG aufgeführte Arten und der europäischen Vogelarten (z.B. Feld-
lerche) zu prüfen und näher zu erläutern (§ 44 (5) BNatSchG). 

Beschlussempfehlung:  

Die Stellungnahme wird berücksichtigt, indem ein Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag 
erstellt wird. 

 

2.4.2 Eingriffsregelung:  

Eine Stellungnahme zur Eingriffs- Ausgleichsbilanzierung kann die UNB erst im weite-
ren Verfahren abgeben, wenn der Bebauungsplan und die detaillierte Bilanzierung vor-
liegen.  

Beschlussempfehlung:  

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

 

2.5 Bauordnung einschließlich Brandschutz  

Die Stadt Heiligenhafen hat in der frühzeitigen Beteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB 
lediglich ein Bebauungskonzept vorgelegt, das noch keinerlei Festsetzungen enthält, 
die eine bauordnungsrechtliche Beurteilung ermöglichen. Vor diesem Hintergrund bitte 
ich um Beteiligung der Bauaufsicht im weiteren Verfahren.  

Bezüglich des Brandschutzes weise ich zum jetzigen Planungsstand bereits darauf hin, 
dass in der weiteren Planung neben den üblichen Festsetzungen auch die innere feu-
erwehrtechnische Erschließung darzustellen ist, da die Gebäude teilweise über 50 m 
von den öffentlichen Verkehrsflächen entfernt liegen. Ferner sind Aussagen zur Art und 
Menge der Löschwasserversorgung zu treffen.  
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Beschlussempfehlung:  

Die Stellungnahme wird grundsätzlich berücksichtigt. 

Es wird auf die grundlegend überarbeitete Planung verwiesen. Die Stadt Heiligenhafen 
hat sich entschieden im ersten Schritt nur die Feuerwehr an diesem Standort bauleit-
planerisch vorzubereiten. Der Feuerwehr wird der Vorrang eingeräumt und das Pla-
nungsziel des Bebauungsplanes Nr. 98 ist die Ansiedlung eines neuen Feuerwehrstan-
dortes. Für die übrigen geplanten Nutzungen wird zu einem späteren Zeitpunkt ein ge-
sonderter Bebauungsplan aufgestellt.  

Voraussichtlich werden die geplanten Gebäude in einer Entfernung von weniger als 
50 m zur öffentlichen Verkehrsfläche liegen. Die Begründung wird dennoch im Hin-
weise ergänzt. 

Es kann von einem Löschwasserbedarf von 96 m³ / Stunde über zwei Stunde ausge-
gangen werden. Dieses Menge kann bei Bedarf dem westlich gelegenen Wasserspei-
cher des ZVO entnommen werden. 

 

2.6 Allgemeines  

Es wird darauf hingewiesen, dass je eine Durchschrift dieses Schreibens an das Minis-
terium für Inneres, ländliche Räume und Integration, Abteilung Landesplanung und 
ländliche Räume sowie an die Abteilung Bauen und Wohnen (Städtebau und Ortspla-
nung, Städtebaurecht) gelangt. Um Übersendung des Abwägungsergebnisses wird ge-
beten, wenn möglich per E-Mail an bauleitplanung@kreis-oh.de.  

Beschlussempfehlung:  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und der Bitte wird gefolgt.  

 

3 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der 

Bundeswehr Referat Infra I 3 – vom 06.10.2021 
Aktenzeichen : 45-60-00 / K-I-765-21.  

Durch die oben genannte und in den Unterlagen näher beschriebene Planung werden 
Belange der Bundeswehr berührt, jedoch nicht beeinträchtigt. Vorbehaltlich einer 
gleichbleibenden Sach- und Rechtslage bestehen zu der Planung seitens der Bundes-
wehr als Träger öffentlicher Belange keine Einwände.  

Bitte beachten Sie jedoch folgende Hinweise: Der Truppenübungsplatz (TrUbPI) Putlos 
befindet sich in Nähe des Plangebietes. Das bedeutet, dass je nach Windstärke und 
Windrichtung mit Lärm- und Abgasemissionen durch den militärischen Übungsbetrieb 
zu rechnen ist. Diese Emissionen sind jedoch bestandsgegeben. Ich weise darauf hin, 
dass Beschwerden und Ersatzansprüche, welche sich auf diese Emissionen beziehen, 
nicht anerkannt werden können.  

Beschlussempfehlung:  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und berücksichtigt. Die Begründung 
wird ergänzt.  
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4 Archäologisches Landesamt Schleswig-Holstein – vom 28.10.2021 

Im Umfeld der in einem archäologischen Interessengebiet liegenden überplanten Flä-
che befindet sich ein archäologisches Denkmal gem. § 2 (2) des Gesetzes zum Schutz 
der Denkmale (DSchG) in der Neufassung vom 30.12.2014 das gem. § 8 DSchG in die 
Denkmalliste eingetragen ist. Es handelt sich hierbei um einen vorgeschichtlichen 
Grabhügel (aKD-ALSH-2082). Der monumentale Grabhügel „Rauher Berg“ stellt ein 
sehr gut erhaltenes dingliches Zeugnis einer Epochen übergreifenden Bestattungssitte 
dar, das in seiner bestehenden Form schützens- und erhaltenswert ist.  

Er befindet sich in auf einem, sich in Ost-West-Richtung erstreckenden, küstenparalle-
len und heute von der Bundesautobahn A 1 eingenommenen Moränenzug oberhalb 
der Ostsee. Zwischen diesem Höhenzug und der Küstenlinie liegt heute die Stadt Hei-
ligenhafen. Die ursprünglich exponierte Position war von den Erbauern bewusst aus-
gewählt worden, um der Begräbnisstätte eine besondere Raumwirkung zu verleihen, 
die u. a. durch eine einstige, vom Hügel ausgehende weite Fernsicht gekennzeichnet 
war. Weitere, bis auf einen weiteren Grabhügel (aKD-2081) obertägig nicht mehr er-
haltene Grabmale auf demselben markanten Höhenzug zeigen eine lang tradierte Nut-
zung als Begräbnisort von der Jungsteinzeit bis in die nachchristlichen Jahrhunderte 
an. Die Namensgebung zeigt eine Verankerung des Denkmals in den lokalen Traditio-
nen. Aufgrund des kulturlandschaftsprägenden Wertes sowie aufgrund des kulturge-
schichtlichen und wissenschaftlichen Quellenwertes als reichhaltiges Bodenarchiv 
stellt der Grabhügel ein besonderes Denkmal von wesentlicher lokaler Bedeutung dar, 
dessen Schutz im öffentlichen Interesse liegt. Bei dem vorliegenden Bauvorhaben han-
delt es sich gem. § 12 DSchG um genehmigungspflichtige Maßnahmen. Gem. § 12 (1) 
1, § 12 (1) 3 und §12 (2) 6) DSchG bedürfen die Veränderung und die Vernichtung 
eines Kulturdenkmals, die Veränderung der Umgebung eines unbeweglichen Kultur-
denkmals, wenn sie geeignet ist, seinen Eindruck wesentlich zu beeinträchtigen und 
Erdarbeiten an Stellen, von denen bekannt ist oder den Umständen nach zu vermuten 
ist, dass sich dort Kulturdenkmale befinden, der Genehmigung.  

Die Erteilung einer Genehmigung könnte nach unserer Einschätzung nur unter folgen-
den Bedingungen in Aussicht gestellt werden: 

• Der Abstand der Bebauung zum Grabhügelfuß muss mindestens 30 m betra-
gen. 

• Ein Gehölzstreifen zwischen dem Denkmal und der zur Bebauung vorgesehe-
nen Fläche ist mit heimischen Gehölzen (mehrreihig) zu erstellen (als Sicht-
schutz). 

• Der Grabhügel sollte zur besseren Erlebbarkeit in das Planungskonzept inte-
griert und in Wert gesetzt werden (z.B. Zuwegung, Beschilderung, Bank). Er 
sollte künftig mit Gras bewachsen sein und ist von Buschwerk freizuhalten und 
regelmäßig zu pflegen. 

• Da zureichende Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass im Verlauf der geplanten 
Baumaßnahmen in ein Denkmal eingegriffen wird, sind gem. § 14 DSchG ar-
chäologische Untersuchungen erforderlich. 

Der Verursacher des Eingriffs in ein Denkmal hat gem. § 14 DSchG die Kosten, die für 
die Untersuchung, Erhaltung und fachgerechte Instandsetzung, Bergung, Dokumenta-
tion des Denkmals sowie die Veröffentlichung der Untersuchungsergebnisse anfallen, 
im Rahmen des Zumutbaren zu tragen. 

Es ist dabei zu berücksichtigen, dass archäologische Untersuchungen zeitintensiv sein 
können. Damit keine Verzögerungen im sich daran anschließenden Planungs- oder 
Bauablauf entstehen, sollte sich der Planungsträger frühzeitig mit dem Archäologi-
schen Landesamt in Verbindung setzen, um das weitere Vorgehen zu besprechen. Zu-
ständig ist […].  
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Darüber hinaus verweisen wir auf § 15 DSchG: Wer Kulturdenkmale entdeckt oder fin-
det, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde der oberen Denkmal-
schutzbehörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin oder 
den Eigentümer und die Besitzerin oder den Besitzer des Grundstücks oder des Ge-
wässers, auf oder in dem der Fundort liegt, und für die Leiterin oder den Leiter der 
Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu dem Fund geführt haben. Die Mitteilung einer 
oder eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten haben 
das Kulturdenkmal und die Fundstätte in unverändertem Zustand zu erhalten, soweit 
es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten geschehen kann. Diese 
Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung. Ar-
chäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeugnisse  
wie Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit. 

 

Beschlussempfehlung:  

Nach Abstimmung mit dem Landesamt im Februar 2022 wird die Stellungnahme da-
hingehend berücksichtigt, dass der Feldweg unmittelbar vor dem Denkmal nicht über-
plant und nicht verändert wird. Gleichzeitig wird auf dem Baugrundstück eine Hecke 
gepflanzt. 

 

5 Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume, Untere 

Forstbehörde – vom 14.10.2021 

Nach Einsichtnahme in die Planungsunterlagen wird mitgeteilt, dass die Belange der 
Forstbehörde nicht direkt betroffen sind, da sich im Planungsgebiet keine Waldflächen 
im Sinne des § 2 Landeswaldgesetz befinden. Westlich angrenzend, zwischen dem 
Sondergebiet „Lebensmittelbedarf“ und dem Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
Nr. 98 befindet sich eine Gehölzfläche.  

Diese Gehölzfläche erfüllt die Definition einer Waldfläche gem. § 2 Landeswaldgesetz 
(LWaldG), die Größe dieser Waldfläche beträgt ca. 6000 m². Ein ausreichender 
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Abstand (30 Meter gem. § 24 LWaldG) wird gem. Planzeichnung zwischen Waldgrenze 
und den geplanten baulichen Anlagen eingehalten.  

Beschlussempfehlung:  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

6 Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume des Lan-

des Schleswig-Holstein, Technischer Umweltschutz – vom 07.10.2021 

Die  48. Änderung des Flächennutzungsplanes und Aufstellung des Bebauungsplanes 
Nr. 98 der Stadt Heiligenhafen ist aus Sicht des anlagenbezogenen Immissionsschutz-
rechts kritisch zu sehen. Erfahrungsgemäß kommt es im Umfeld von Feuerwehren zur 
Überschreitungen der Immissionsrichtwerte insbesondere durch das Martinshorn bei 
Einsatzfahrten. Eine solche Überschreitung kann nur hingenommen werden, wenn im 
Vorfeld nach eine umfassenden Prüfung von Alternativstandorten und Abwägung der 
relevanten Belange der Standort übrigbleibt. Offen ist, ob eine Prüfung von Alternativ-
standtort erfolgt ist. Zudem ist eine detaillierte schalltechnische Untersuchung zur Auf-
stellung des Bebauungsplanes Nr. 98  erforderlich.   

Beschlussempfehlung:  

Die Stellungnahme wird berücksichtigt.  

Es wird auf die grundlegend überarbeitete Planung verwiesen. Zur 48. Flächennut-
zungsplanänderung wurde eine „Alternativenprüfung zur Ansiedlung einer Feuerwehr“ 
erstellt.  

Zudem  wurde eine entsprechende Schalltechnische Untersuchungen angefertigt. Die 
darin empfohlenen Maßnahmen und Erkenntnisse werden im Rahmen der Bauleitpla-
nung berücksichtigt. 

 

7 Autobahn GmbH des Bundes – vom 24.11.2021 
Aktenzeichen 2021-331 A 1, 48. Änderung des Flächennutzungsplanes 

„Die Autobahn GmbH des Bundes“, Niederlassung Nord nimmt Auftrags der Bundes-
republik Deutschland zum oben bezeichneten Planverfahren wie folgt Stellung: 

7.1 Gemäß § 9 Abs. 1 Fernstraßengesetz (FStrG) dürfen Hochbauten jeglicher Art längs 
der Bundesautobahnen in einer Entfernung bis zu 40 Meter gemessen vom äußeren 
Rand der befestigten Fahrbahn nicht errichtet werden, dies gilt auch für Aufschüttungen 
(Ablagerung von Mutterboden o.a.) oder Abgrabungen größeren Umfangs. Im Abstand 
bis zu 100 Metern gemäß § 9 Abs. 2 bedürfen bauliche Anlagen der Zustimmung des 
Fernstraßen-Bundesamtes. Konkrete Bauvorhaben in der Anbauverbots- bzw. Anbau-
beschränkungszone bedürfen demzufolge einer Ausnahmegenehmigung bzw. Zustim-
mung durch das Fernstraßen-Bundesamt. Dies ist in den textlichen Teil des Bebau-
ungsplans aufzunehmen. 

Beschlussempfehlung:  

Die Stellungnahme wird dahingehend berücksichtigt, dass ein entsprechender Hinweis 
auf das Planwerk übernommen wird. 
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7.2 Lärmschutzwall 

Der von der Änderung betroffene Bereich befindet sich nördlich der Bundesautobahn 
(BAB) A 1 im Bereich der Betriebskilometer 121 und 121,5. Zwischen dem Plangebiet 
und der BAB A 1 befindet sich, auf dem Flurstück 124 – Gemarkung Heiligenhafen, 
Flur 18 – ein Lärmschutzwall. 

Die Flurstückgrenze des Flurstücks 124 – Gemarkung Heiligenhafen, Flur 18 – ist in 
den Planungen zu respektieren, d.h. das Flurstück ist nicht im Zuge der Planverfahren 
zu überplanen.  

Aufgrund fehlender konkreter Angaben über geplante Lärmschutzmaßnahmen stellt 
diese Stellungnahme keine abschließende Stellungnahme der Niederlassung Nord, 
der Autobahn GmbH des Bundes, dar. Rückwärtig des Walls befindet sich eine Ent-
wässerungsmulde mit Verrohrung und Abläufen, die das Oberflächenwasser des Walls 
aufnimmt. Diese darf nicht beschädigt oder überbaut werden. Des Weiteren darf kein 
weiteres Wasser zugefügt werden. 

Wir weisen darauf hin, dass für die rückwärtige Seite des Lärmschutzwalls und die dort 
vorhandene Entwässerungsmulde ein regelmäßiger Instandhaltungsbedarf besteht. 
Da die Instandhaltung auch im Interesse der Stadt Heiligenhafen ist, ist die dauerhafte 
Zugänglichkeit der rückwärtigen Seite der Lärmschutz-wand, auch mit Fahrzeugen, 
planerisch zu sicherzustellen. 

Beschlussempfehlung:  

Die Stellungnahme wird dahingehend berücksichtigt, dass ein Geh-, und Fahrrecht zu 
Gunsten der Ver- / Entsorger festgesetzt wird. Damit soll auch weiterhin die Instand-
haltung der Entwässerungsmulde und des Lärmschutzwalls gewährleistet werden. 

 

7.3 Werbeanlagen 

Anlagen der Außenwerbung sowie Beleuchtung in Ausrichtung auf die Verkehrsteil-
nehmer der Bundesautobahn A 1 in einer Entfernung bis zu 40 m vom Rand der be-
festigten Fahrbahn grundsätzlich unzulässig; in einer Entfernung von 40 bis 100 m vom 
Rand der befestigten Fahrbahn bedürfen sie – auch an der Stätte der Leistung – einer 
gesonderten Zustimmung des Fernstraßen-Bundesamtes. Dies gilt auch für die Bau-
phase und in Bezug auf die zum Bau und zur Unterhaltung der Anlagen eingesetzten 
Geräte und Vorrichtungen. 

Werbeanlagen sind weder nach § 9 Abs. 1 (Anbauverbotszone) noch nach § 9 Abs 2 
FStrG (Anbaubeschränkungszone) gestattet bzw. können nach § 9 Abs. 2 FStrG bei 
blendfreier Werbung an der Stätte der Leistung (ausschließlich Eigenwerbung) bei dem 
Fernstraßen-Bundesamt beantragt werden. 

Im Hinblick auf die Vorgaben aus § 9 Abs. 3 FStrG, § 33 StVO müssen Werbeanlagen 
derart beschaffen sein, dass Verkehrsteilnehmer nicht abgelenkt werden und infolge-
dessen die Sicherheit im Verkehr gefährdet wird. Über die Anbaubeschränkungszone 
des FStrG hinaus, d.h. auch in einem Abstand von mehr als 100 m vom Rand der 
Fahrbahn kann eine Werbeanlage nach der straßenverkehrsrechtlichen Vorschrift des 
§ 33 StVO (z.B. Pylon mit einer Höhe von über 20 m und beweglicher Werbung) unzu-
lässig sein. 

Zulässig sind Werbeanlagen daher nur unter folgenden Voraussetzungen: 

Die Werbung darf nur an der Stätte der Leistung (Betriebsstätte) angebracht sein. Iso-
liert zu Werbezwecken errichtete oder aufgestellte Anlagen oder Werbeträger sind un-
zulässig. Die Werbung am Ort der Leistung muss so gestaltet sein. dass eine längere 
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Blickabwendung des Fahrzeugführers nicht erforderlich ist. Dies bedeutet insbeson-
dere, dass die Werbung Folgendes gewährleistet: 

Sie ist nicht überdimensioniert, blendfrei, unbeweglich, in Sekundenbruchteilen erfass-
bar oder zur nur unterschwelligen Wahrnehmung geeignet. Die amtliche Beschilderung 
wird nicht beeinträchtigt. Die Anzahl der Werbeanlagen sind auf ein Minimum begrenzt. 

Unzulässig sind auch am Ort der Leistung (Betriebsstätte) insbesondere folgende, auf 
den Autobahnverkehr einwirkende Werbeanlagen und Werbemaßnahmen: 

- Prismenwendeanlagen 

- Lauflichtbänder 

- Rollbänder 

- Filmwände 

- statische Lichtstrahler Licht- und Laserkanonen und vergleichbare Einrichtungen 

- Werbung mit Botschaften 

- akustische Werbung 

- luft- oder gasgefüllte Werbepuppen oder -ballons. 

An Pylonen angebrachte Werbung ist nur am Ort der Leistung (Betriebsstätte) und nur 
dann zulässig, wenn sie den zuvor beschriebenen Anforderungen entspricht. 

Über die Anbaubeschränkungszone des § 9 Abs. 2 FStrG hinaus, d.h. auch in einem 
Abstand von mehr als 100 m vom Rand der befestigten Fahrbahn muss eine Werbe-
anlage nach § 33 StVO so beschaffen sein, dass Verkehrsteilnehmer nicht in einer den 
Verkehr gefährdenden oder erschwerenden Weise abgelenkt werden können. 

Die Anbaubeschränkungszone gemäß § 9 Abs. 2 FStrG ist in den Bebauungsplan auf-
zunehmen und zeichnerisch darzustellen. 

Durch den Bau, das Bestehen sowie die Nutzung und Unterhaltung des Planvorhabens 
darf die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf der BAB A 1 nicht beeinträchtigt 
werden. Des Weiteren gelten bei Umsetzung für das Planvorhaben die folgenden Be-
dingungen und Auflagen: 

1. Die Anbauverbotszone ist von jeglichen genehmigungsentscheidenden Bauten – 
u.a. Feuerwehrumfahrten, notwendigen Stellplätzen – freizuhalten. 

2. Die Bundesrepublik Deutschland – Fernstraßen-Bundesamt – ist von Ansprüchen 
Dritter, die durch die Herstellung und Nutzung des Bauvorhabens entstehen oder damit 
im Zusammenhang stehen, freizuhalten. 

3. Die Zuwegung zu dem Grundstück des Bauvorhabens hat ausschließlich über das 
nachgeordnete Netz zu erfolgen, eine Zuwegung über die Bundesautobahn ist auch in 
der der Zeit der Bauphase nicht zulässig. 

4. Alle Lichtquellen sind so abzuschirmen, dass eine Blendung der Verkehrsteilnehmer 
auf der BAB A 1 nicht erfolgt. Sie sind so auszubilden, dass sie durch ihre Form, Farbe, 
Größe oder den Ort und die Art der Anbringung nicht zu Verwechslungen mit Verkehrs-
zeichen und -einrichtungen Anlass geben, oder deren Wirkung beeinträchtigen können. 

5. Während der Bauphase sind Behinderungen, Einschränkungen bzw. sonstige Ab-
lenkungen der Verkehrsteilnehmer, durch die zum Bau und zur Unterhaltung der An-
lage eingesetzten Geräte und Vorrichtungen auszuschließen. 

6. Gegenüber dem Träger der Straßenbaulast für die BAB A 1 besteht für das Bauvor-
haben kein Anspruch auf Lärm- und sonstigen Immissionsschutz. Dies gilt auch für den 
Fall der Zunahme des Verkehrsaufkommens. 
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7. Regen- und Schmutzwasser sind nicht in das Entwässerungssystem der Autobahn 
einzuleiten. Oberflächenwasser darf nicht auf das Gelände der Bundesrepublik 
Deutschland gelangen (s. Punkt 7). 

8. Ein Anspruch auf Entfernung von angrenzendem Straßenbegleitgrün besteht nicht. 
Die oben genannten Bedingungen und Auflagen sind im weiteren Planverfahren – Auf-
stellung des Bebauungsplans 98 – bei der weiteren Bearbeitung zu berücksichtigen. 
Zum vorgelegten Konzept wird zum gegenwärtigen Zeitpunkt keine Stellungnahme der 
Niederlassung Nord abgegeben, da es sich unseres Erachtens nach lediglich um eine 
Studie, nicht um einen Bebauungsplanentwurf, handelt. Wir bitten um weitere Beteili-
gung im Planverfahren. 

Beschlussempfehlung:  

Die Stellungnahme wird dahingehend berücksichtigt, dass die Anbaubeschränkungs-
zone des § 9 Abs. 2 FStrG mit 100 m Abstand ebenfalls nachrichtlich in der Planzeich-
nung dargestellt wird. Die übrigen Hinweise werden in die Begründung übernommen. 

 

8 Fernstraßen-Bundesamt – vom 05.10.2021 / 05.10.2021 

Zu den Zuständigkeitsverhältnissen im Rahmen des Verfahrens Bauleitplanung möch-
ten wir Sie auf folgendes aufmerksam machen. Hierzu möchten wir kurz den Begriff 
der Bauleitplanung beleuchten, der ein Konglomerat aus Flächennutzungsplan und Be-
bauungsplan darstellt. Gem. § 4 BauGB sind bei Bauleitplanungen die Träger öffentli-
cher Belange zu beteiligen. Diese Aufgabe nimmt seit 1. Januar 2021 die Autobahn 
GmbH des Bundes (AdB) für die Bundesautobahnen als Träger der Straßenbaulast 
wahr (§ 1 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 InfrGG-BV). Daneben ist das Fernstraßen-Bundesamt in 
Bau- und Genehmigungsverfahren zur Erteilung einer Zustimmung zu beteiligen, so-
fern die Planung den Bereich von 100 m links und rechts der Autobahn gemessen vom 
äußeren Rand der Fahrbahn betrifft. Bei der Durchführung des Bebauungsplan- und 
Flächennutzungsverfahrens entfällt eine direkte Beteiligung des Fernstraßen-Bundes-
amtes neben der Autobahn GmbH des Bundes (AdB). Die AdB gibt eine Gesamtstel-
lungnahme unter Berücksichtigung der anbaurechtlichen Interessen ab (§ 1 Abs. 2 S. 
1 Nr. 12 InfrGG-BV, welcher die AdB direkt mit dem § 9 Abs. 7 FStrG beleiht).  Somit 
ist im Fall eines Bebauungsplanverfahrens lediglich die AdB direkt durch den Antrag-
steller zu beteiligen. Entsprechend erhalten Sie die Antragsunterlagen zurück.  Wir bit-
ten Sie, Ihr Stellungnahmeersuchen der Autobahn GmbH des Bundes zuzuleiten. 

Beschlussempfehlung:  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und das Fernstraßen-Bundesamt im 
weiteren Verfahren nicht mehr beteiligt.  

 

9 Landesbetrieb für Küstenschutz, Nationalpark und Meeresschutz 

Schleswig-Holstein – vom 22.10.2021 

Zum Entwurf Bebauungsplan Nr. 98 für eine Fläche am südlichen Ortsrand von Heili-
genhafen, nördlich der Bundesautobahn 1, südlich des Höhenweges und westlich des 
Neuratjensdorfer Weges und der 48. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt 
Heiligenhafen nehme ich wie folgt Stellung: 

Zusammenfassung 

Die Belange des Küsten- und Hochwasserschutzes sind nicht betroffen. 
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Stellungnahme 

Genehmigungserfordernis 

Der Bebauungsplan steht in keinem räumlichen oder substanziellen Zusammenhang 
mit Küstenschutzanlagen oder mit den Küstenformen Steilufer, Düne, Strand oder 
Strandwall, daher trifft das Nutzungsverbot auf Küstenschutzanlagen (…) gem. § 81 
sowie die Genehmigungspflicht für Anlagen an der Küste gem. § 80 LWG nicht zu. 
Genehmigungen gem. §§ 80 bzw. 81 LWG sind somit nicht erforderlich. 

Bauverbote 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt nicht in einem Hochwasserrisikogebiet 
an der Küste nach § 59 Landeswassergesetz (LWG). Bauverbote gem. § 82 LWG be-
stehen demnach nicht. 

Hinweise: Aufgrund dieser Stellungnahmen können Schadenersatzansprüche gegen 
das Land Schleswig-Holstein nicht geltend gemacht werden. Bei Ausweisung von Bau-
gebieten in gefährdeten Bereichen bestehen gegenüber dem Land Schleswig-Holstein 
keine Ansprüche auf Finanzierung oder Übernahme notwendiger Schutzmaßnahmen. 
Eine Verpflichtung des Landes Schleswig-Holstein zum Schutz der Küste und zum 
Hochwasserschutz sowie eine Entschädigung bei Hochwasser- und Eisschäden be-
steht nicht. 

Beschlussempfehlung:  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

10 Industrie- und Handelskammer zu Lübeck– vom 08.11.2021 

Grundsätzlich befürworten wir die Entwicklung brachliegender Flächen. Dennoch 
möchten wir darauf hinweisen, dass die, durch Verlagerung der Feuerwehr sowie des 
Bauhofs erneut verfügbaren Flächen in der Feldstraße beziehungsweise der Gewer-
bestraße, zeitnah abermals einer – idealerweise gewerblichen – Nutzung zugutekom-
men sollen. Dies kann beispielsweise durch Neuansiedlungen und/oder Erweiterungs-
möglichkeiten für vorhandenes Gewerbe erfolgen.  

Beschlussempfehlung:  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

  

11 Zweckverband Ostholstein – vom 15.11.2021 / 16.11.2021 

11.1 Gasversorgung 

Eine Versorgung mit Erdgas ist über eine Netzerweiterung möglich.  

Beschlussempfehlung:  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Begründung wird ergänzt. 

 

11.2 Wasserversorgung 

Der Zweckverband Ostholstein ist ausschließlich für die Trinkwasserversorgung zu-
ständig und kann für das geplante Vorhaben eine Versorgung ermöglichen. 
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Löschwasser wird nur gemäß Arbeitsblatt W 405 „Bereitstellung von Löschwasser 
durch die öffentliche Trinkwasserversorgung" des DVGW für den Grundschutz zur Ver-
fügung gestellt. Objektschutz ist der über den Grundschutz hinausgehende, objektbe-
zogene Brandschutz, z. B. für große Objekte mit erhöhtem Brandrisiko, bei erhöhtem 
Personenrisiko oder bei sonstigen Einzelobjekten in Außenbereichen. Die Nutzung 
oder Teilnutzung des Trinkwassers für die Löschwasserversorgung beim Objektschutz 
ist direkt mit der ZVO Energie GmbH abzustimmen. Die mögliche Kapazität der Lösch-
wasserversorgung aus dem Trinkwassernetz von 48/96 m3/h über einen Zeitraum von 
2 Stunden wird durch die ZVO Energie GmbH grundsätzlich durch eine Rohrnetzbe-
rechnung ermittelt. Die ZVO Energie kann an besonders kritischen Stellen einen Lösch-
wassertest (Hydrantentest) fordern. Dieser Test wird kostenpflichtig von uns vorgenom-
men.  

Beschlussempfehlung:  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  

Es kann von einem Löschwasserbedarf von 96 m³ / Stunde über zwei Stunde ausge-
gangen werden. Dieses Menge kann bei Bedarf dem westlich gelegenen Wasserspei-
cher des ZVO entnommen werden. 

 

11.3 Schmutzwasserentsorgung 

Vor Abschluss eines städtebaulichen Vertrages für die Erschließung ist mit dem ZVO 
ein Erschließungsvertrag abzuschließen. Details und die Verlängerung des Bestandes 
werden darin behandelt.  

Beschlussempfehlung:  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  

 

11.4 Müllentsorgung 

Die Erschließungsstraßen oder Erschließungswege müssen bei Straßen ohne Begeg-
nungsverkehr eine Mindestfahrbahnbreite von 3,55 m und bei Straßen mit Begeg-
nungsverkehr eine Mindestfahrbahnbreite von 4,75 m aufweisen. Sie müssen auch bei 
parkenden Fahrzeugen breit und tragfähig genug, für die Durchfahrt von Müllfahrzeu-
gen mit einem zulässigen Gesamtgewicht von 26 Tonnen, sein.  

Das Lichtraumprofil (4 m Breite x 4 m Höhe) ist dauerhaft nicht durch Bäume, Verkehrs-
zeichen, Ampelanlagen, etc. einzuschränken. In Stichstraßen muss der Wendeplatz 
einen Durchmesser von mindestens 22,0 m befahrbare Fläche aufweisen.  

Sollte sich bei den späteren Abfall- und Wertstoffsammlungen herausstellen, dass ein 
Befahren der geplanten Erschließungsstraßen mit unseren Großraum- Sammelfahr-
zeugen aus Sicherheitsgründen abzulehnen ist, werden die Sammlungen nur in den 
nächstgelegenen, ausreichend befahrbaren öffentlichen Straßen durchgeführt. Hierfür 
sind Stell- oder Sammelplätze zu errichten, welche mit uns abzustimmen sind. Be-
troffene Kunden haben nach den Vorgaben des § 19 der Abfallwirtschaftssatzung im 
Kreis Ostholstein vorzugehen und die Abfall- und Wertstoffbehältnisse an den Sam-
meltagen im Seitenbereich (Bankett/Gehweg) dieser Straßen zur Abholung bereitzu-
stellen. Ihnen ist anzuraten die betreffenden Anwohner darüber zu informieren, dass 
die Behältnisse nach der Abfuhr auch wieder entfernt werden und dies kein „Dauer-
standplatz" ist, zum Beispiel mit einem Schild „Sammelstellplatz nur am Tage der Ab-
fuhr“.  
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Beschlussempfehlung:  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und die Begründung entsprechend 
ergänzt. 

 

11.5 Weitere Hinweise 

In dem Gebiet verlaufen von uns diverse Leitungen und Kabel und ggf. kann es zu 
Konflikten mit unseren Anlagen kommen. Zurzeit sind von uns keine Bauvorhaben in 
dem angegebenen Bereich vorgesehen. Unsere Leitungen und Kabel dürfen in einem 
Bereich von 2,50 m, jeweils parallel zum Trassenverlauf, weder überbaut (Gebäude, 
Carport, Stützwände, Fundamente, etc.) noch mit Anpflanzungen versehen werden. 
Einzelne Baumstandorte, sind mit uns vor der Bauausführung abzustimmen. Durch Ihr 
Bauvorhaben notwendiges Anpassen und Umlegen von Leitungen und Kabeln, wird 
von uns vorgenommen. Besondere Schutzmaßnahmen, z. B. bei Baumstandorten, 
sind mit uns abzustimmen. Diese Arbeiten werden zu Lasten des Verursachers ausge-
führt. Für die Erschließung ist zwischen dem Erschließungsträger und dem Zweckver-
band Ostholstein ein Erschließungsvertrag abzuschließen, in dem unter anderem die 
oben genannten Belange geregelt werden. Für den Bereich der Entwässerung muss 
der Vertrag als Anlage zu dem Städtebaulichen Vertrag abgeschlossen werden. Für 
weitere Fragen steht Ihnen Herr Peters, Telefon 04561 / 399 491 zur Verfügung.  

Beschlussempfehlung:  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Begründung wird ergänzt. 

 

12 Deutsche Telekom Technik GmbH – vom 06.10.2021 
Stellungnahme Vorgangsnr. 7211216 001 + 002 

Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 

Gegen die o.a. Planung haben wir keine Bedenken, weitere folgende Hinweise bitten 
wir aber zu beachten: Generell gilt für zukünftige Baugebiete folgender Grundsatz: Die 
Telekom prüft die Voraussetzungen zur Errichtung eigener TK-Linien im Baugebiet. Je 
nach Ausgang dieser Prüfung wird die Telekom eine Ausbauentscheidung treffen. Vor 
diesem Hintergrund behält sich die Telekom vor, bei einem bereits bestehenden oder 
geplanten Ausbau einer TK-Infrastruktur durch einen anderen Anbieter auf die Errich-
tung eines eigenen Netzes zu verzichten. Die Versorgung der Bürger mit Universal-
dienstleistungen nach § 78 TKG wird sichergestellt. Im Fall eines Netzausbaus durch 
die Telekom, bitten wir aus wirtschaftlichen Gründen sicherzustellen,  

• dass für die hierfür evtl. erforderliche Glasfaserinfrastruktur in den Gebäuden 
von den Bauherren Leerrohre vorzusehen sind, um dem politischen Willen der 
Bundesregierung Rechnung zu tragen, allen Bundesbürgern den Zugang zu 
Telekommunikationsinfrastruktur =>50 MB zu ermöglichen,  

• dass für den Ausbau des Telekommunikationsnetzes im Erschließungsgebiet 
eine ungehinderte und unentgeltliche Nutzung der künftigen Straßen und Wege 
möglich ist,  

• dass auf Privatwegen (Eigentümerwegen) ein Leitungsrecht zugunsten der Te-
lekom Deutschland GmbH eingeräumt und im Grundbuch eingetragen wird,  

• dass eine rechtzeitige Abstimmung der Lage und der Dimensionierung der Lei-
tungszonen vorgenommen wird und eine Koordinierung der Tiefbaumaßnah-
men für Straßenbau und Leitungsbau durch den Erschließungsträger erfolgt,  
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• dass Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im Bebauungsplange-
biet der Deutschen Telekom Technik GmbH unter der folgenden Adresse so 
früh wie möglich, mindestens 6 Monate vor Baubeginn, schriftlich angezeigt 
werden: Deutsche Telekom Technik GmbH, PTI 11, Planungsanzeigen, 
Fackenburger Allee 31b, 23554 Lübeck. Alternativ kann die Information gern 
auch als E-Mail zugesandt werden. Die Adresse hat folgende Bezeichnung: T-
NL-N-PTI-11-Planungsanzeigen@telekom.de. Bei Planungsänderungen bitten 
wir darum, uns erneut zu beteiligen. 

Beschlussempfehlung:  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und berücksichtigt. Die Begründung 
wird ergänzt.   

 

13 Schleswig-Holstein Netz AG Leitungsauskunft – vom 06.10.2021 

Reg.-Nr.: 452060. Im angefragten Bereich befinden sich Leitungen der Schleswig-Hol-
stein Netz AG. Beigefügt erhalten Sie Pläne mit den Energieleitungen im angefragten 
Bereich für Ihre Planungszwecke.  

Wichtig für Sie: Alle Angaben zur Lage und Verlegungstiefe sind heute aktuell und 
könnten sich zum Zeitpunkt der Bauarbeiten bereits geändert haben. Deshalb ist es 
wichtig, dass Sie die Pläne nicht an Dritte wie z. B. eine Baufirma weitergeben. Vor 
Beginn der Baumaßnahmen muss die Baufirma bitte separat eine aktualisierte Lei-
tungsauskunft von uns einholen.  

Beschlussempfehlung:  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und berücksichtigt.  

Die Begründung wird ergänzt.  

 

14 Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH – vom 22.10.2021 

14.1 Stellungnahme Nr.: S01077981 Bebauungsplan Nr. 98  

Im Planbereich befinden sich Telekommunikationsanlagen unseres Unternehmens, 
deren Lage auf den beiliegenden Bestandsplänen dargestellt ist. Wir weisen darauf 
hin, dass unsere Anlagen bei der Bauausführung zu schützen bzw. zu sichern sind, 
nicht überbaut und vorhandene Überdeckungen nicht verringert werden dürfen. 

Sollte eine Umverlegung oder Baufeldfreimachung unserer Telekommunikationsanla-
gen erforderlich werden, benötigen wir mindestens drei Monate vor Baubeginn Ihren 
Auftrag an TDRB-N.Hamburg@vodafone.com, um eine Planung und Bauvorbereitung 
zu veranlassen sowie die notwendigen Arbeiten durchführen zu können. 

Wir weisen Sie ebenfalls darauf hin, dass uns ggf. (z.B. bei städtebaulichen Sanie-
rungsmaßnahmen) die durch den Ersatz oder die Verlegung unserer Telekommunika-
tionsanlagen entstehenden Kosten nach § 150 (1) BauGB zu erstatten sind. 

Beschlussempfehlung:  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und berücksichtigt.  

Die Begründung wird ergänzt.  
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14.2 Stellungnahme Nr.: S01077962 48. Änderung des Flächennutzungsplanes 

Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH gegen 
die von Ihnen geplante Maßnahme keine Einwände geltend macht. In Ihrem Planbe-
reich befinden sich Telekommunikationsanlagen unseres Unternehmens. Bei objekt-
konkreten Bauvorhaben im Plangebiet werden wir dazu eine Stellungnahme mit ent-
sprechender Auskunft über unseren vorhandenen Leitungsbestand abgeben. 

Beschlussempfehlung:  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und berücksichtigt.  

Die Begründung wird ergänzt.  

 

15 BUND und NABU – vom 16.10.2021 

Die geplanten Gebäude sind prädestiniert für eine Ausrüstung mit Solaranlagen. Hier 
kann die Stadt Heiligenhafen in vorbildhafter Weise zeigen, dass sie es mit ihrem Bei-
trag zur Klimawende ernst meint. Auch viele naturschutzfördernde Maßnahmen lassen 
sich bei der Umsetzung des B-Planes beispielhaft realisieren, z. B. Fassadenbegrü-
nung, Einbau von Niststeinen, Verwendung heimischer Sträucher bei der Anpflanzung 
von Hecken (z. B. Berberitze, Liguster, Eibe, Feldahorn, Buche),Verwendung von Ra-
sengittersteinen auf Stellplätzen, Einbau von Ausstiegshilfen in Schächten, in die Am-
phibien und Kleinsäuger hineinfallen können u.v.m. 

Diese Stellungnahme gilt sowohl für die Landesverbände des NABU und des BUND 
als auch für die NABU-Ortsgruppe Oldenburg. Wir bedanken uns für die Übersendung 
der Unterlagen und bitten um weitere Beteiligung am Verfahren. 

Beschlussempfehlung:  

Die Stellungnahme wird bei der Planung grundsätzlich berücksichtigt und die Begrün-
dung um entsprechende Hinweise ergänzt.  

Auch die Stadt Heiligenhafen hat das Ziel ihre Bauten möglichst klimaschonend und 
naturverträglich zu bauen. 

 

16 Keine Anregungen haben vorgebracht 

1. Bundesnetzagentur - vom 05.10.2021 / 05.10.2021 

2. TenneT TSO GmbH - vom 05.10.2021 / 05.10.2021 

3. Dataport AöR - vom 06.10.2021 / 06.10.2021 

4. Stadt Oldenburg - vom 11.10.2021 / 11.10.2021 

5. Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt Ostsee - vom 08.10.2021 / 13.10.2021 

6. Gebäudemanagement Schleswig-Holstein - vom 22.10.2021 / 22.10.2021 

7. Telefonica Germany GmbH & Co. OHG - vom 28.10.2021 / 28.10.2021 

8. Landwirtschaftskammer Schleswig-Holstein - vom 26.10.2021 / 01.11.2021 

9. Handwerkskammer Lübeck - vom 04.11.2021 / 04.11.2021 
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17 Keine Stellungnahme abgegeben 

• AG der nach § 29 BNatSchG beteiligten Naturschutzverbände in Schleswig-
Holstein 

• Amt Oldenburg-Land 

• Bundesanstalt für Immobilienaufgaben  

• HanseWerk Natur GmbH 

• Landesamt für Denkmalpflege S-H 

• Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr S-H 

• Stadtjugendring Heiligenhafen 
 

 

II. ÖFFENTLICHKEIT 

 

 Es liegen keine Stellungnahmen vor. 

 

 

 

 

 

 

 

 


